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* Der Streik Ln Lngland.
Schon vor Jahren haben politische Schriftsteller die

Auffassung vertreten , daß daS englische Weltreich einen
Kolotz auf tönernen Füßen darstelle und in ab¬
sehbarer Zeit zusammenkrachen werde . Und neuerdings
hat einer der besten Kenner der englischen Verfassungs¬
geschichte , Professor Hatschek , in einer neuen bedeutsamen
Schrift die großen verfassungsrechtlichen Probleme unter -
sucht, die unter Umständen zu einer Auflösung des Rei¬
ches führen könnten.

ES ist da vor allem der Gegensatz zwischen der „Küsten-
Politik" und der „Binnenlandpolitik "

, der eine baldige
Lösung erfordert . England hat bisher seine Kolonien an
der Stange halten können, solange diese Kolonien Küsten¬
politik betrieben : denn solange waren sie mehr oder min -
der auf das Mutterland angewiesen . Sowie aber die
Kolonien —» und es sind genug Anzeichen dafür vorhan¬
den — zu einer Binnenlandpolitik übergehen , müssen sie
daS Interesse am Mutterland verlieren und zur Selb¬
ständigkeit drängen . England würde es dann mit diesen
Kolonien genau so gehen, wie mit den Bereinigten Staa¬
ten von Nordamerika : sie würden sich losreißen und als
selbständige Mächte neben England treten . Eine solche
Entwicklung wäre für England verhängnisvoll , weil eS
schon ohnehin die überseeische Grobmachtstellung und
Konkurrenz der Union zu fürchten hat und sowohl finan¬
ziell wie wirtschaftlich immer mehr und mehr seine eigene
Unabhängigkeit verliert .

Bei dem großen Streik , der zur Zeit das britische
Wirtschaftsleben erschüttert, handelt es sich allerdings um
diese schwerwiegenden Probleme nicht. Die akuteGe -
fahr aber, die dieser Streik heraufbeschwört , ist für die
innere und äußere Politik Englands dafür um so
größer .

Durch die Ereignisse der letzten Jahre sind die Nerven
des europäischen Menschen derartig abgestumpft , daß er
sich nur noch verhältnismäßig schwach über Dinge auf¬
regt , die früher geradezu sein Entsetzen hervorgerufen
hätten . Und so wird auch heute noch das , was eigentlich
eine ungeheure soziale Revolution in Eng¬
land ist, von den meisten Beobachtern auf dem Kon¬
tinent lediglich als ein Streik , als ein Machtkampf um
die Aufrechterhaltung der bisherigen Löhne bewertet .

Und doch ist die soziale Revolution in England bereits
im vollen Gang . Ja , es scheint sogar , als ob sich ihr be¬
reits ganz bestimmte politische Strömungen hinzugesellt
hätten , und zwar Strömungen linksradikaler bezw . k o m-
munistischer Art . Und wenn Wohl auch kaum anzu¬
nehmen ist , daß sich die Masse der englischen Arbeiter¬
schaft für diese politischen Ideen begeistern wird — dazu
ist der englische Arbeiter viel zu praktisch — . so wird doch
zweifellos der Kampf selbst durch das Vorhandensein die¬
ser Strömungen den Charakter einer besonderen Lei¬
denschaftlichkeit , Erbitterung und Zähig¬
keit erhalten .

Die Einmütigkeit der Arbeiterschaft in
England scheint unerschütterlich zu sein . Und wenn die
großen Gruppen der Eisenbahner und Trans¬
portarbeiter dem gestern gefaßten Peschlutz entspre¬
chend wirklich in den Sympathiestreik für die Bergarbei¬
ter eintreten , so ist das wirtschaftliche Leben in England
auf absehbare Zeit zur völligen Stagnation ver "
urteilt . Denn selbstverständlich werden auch alle a n -
deren Fabriken , die ja von den Erzeugnissen der Gru¬
benindustrie und den Verkehrsmitteln abhängig sind,
schließen müssen. Die Arbeitslosigkeit wird ganz riesige
Formen annehmen , und die Auseinandersetzung über daS,
was dann kommen soll, wird , falls man sich nicht doch ,
noch vorher einigt , auf dem Wege der Gewalt er¬
folgen .

Die Regierung Lloyd Georges ist demgegenüber
in einer überaus schwierigen Lage . Lloyd George hat
mehrfach zu vermitteln versucht und scheint die Hoffnung
auf neue Vermittlungsversuche nicht aufgegeben zu haben.
Aber bisher hat er, der sonst mit seiner vermittelnden
Hand schon so viel erreicht hat , keinen Erfolg davon¬
getragen . Es ist eben leichter, zwischen einem Frankreichs
das alle Trümpfe in der Faust hält , und einem niederge¬
brochenen Deutschland zu vermitteln , das sich nicht wehren
kann, als zwischen zwei großen Körperschaften (Gruben¬
besitzern und Grubenarbeitern ), die sich mit ziemlich glei¬
chen Kräften gegenüberstehen.

Daß ein derartiger Generalstreik , wie er jetzt
England droht, weil er das gesamte wirtschaftliche Leben

der Nation beeinträchtigen muß, die Regierung selbst
vor die schwersten Aufgaben stellt , liegt klar
auf der Hand . Dieser Umstand sollte eigentlich allen
Regierungen der Welt , die sich zu einer sozialen Betrach¬
tungsweise noch nicht durchgerungen haben, beweisen , wie
notwendig es ist, Staat und Wirtschaft , Regie -
rung und Volk , Besitzende und Arbeiter
auf breiter , gesetzlicher Grundlage in einen solchenZu -
sam menhang zu bringen , daß derartige
Streiks , die ja letzten Endes immer Sonderaktionen
eines Teils auf Kosten der anderen Teile sind, unter¬
bleiben . Praktisch muß» eine solche Politik , eine solche
Stellungnahme der Regierungen natürlich hinauslaufen
auf eine Art Kampf gegen den Großkapita¬
ls s m u s , weil dieser es ist, der die Gefahr von wirt¬
schaftlichen Erschütterungen und sozialpolitischen Kämp¬
fen immer wieder von neuem heraufbeschwört.

Es glicht sich jetzt, daß England bisher das Dasein
eines von rein großkapitalistischen In -
teressen beeinflußten Staates geführt hat.Und es wird nunmehr ungeheuerer Anstrengungen bedür¬
fen , um das Schlimmste von der englischen Nation abzu¬wenden , die Revolution , die die Bahnen der Gesetzlichkeit
verlGt und sich in Gewalttätigkeiten austobt . Ohne
Rücksicht auf die Arbeiterschaft läßt sich
heute keine P o litik mehr führen . Das magvon allen denen, die in den bequemen Anschauungen einer
verflossenen und nicht gerade ruhmvoll zu Ende geführten
Zeit leben, bitter empfunden werden. An den Tatsachenwird durch diese Empfindungen aber nichts geändert . Und
Sache deS Politikers , der den Erfordernissen seine^-Zeit
gerecht werden will , ist es , sich mit dieser Tatsache
abzufinden !

Politische Neuigkeiten .
Die deutsche Denkschrift über Gbe»

Schlesien .
In der der deutschen Note betr . Oberschlesien beigefügten Denk -

schrift wird ern umfassendes Material , das den Umfang einesdicken Buches hat , über die poln . Wahlbeeinfluffung gegeben . All¬dem ihr bergegebenen Borwort ist zu entnehmen , daß überallda , wo sich die Bevölkerung schutzlos fühlte , und das Eintreten
filr die deutsche Sache eine Gefahr für Leben und Eigentum

Abstimmung besonders beeinflußt war . Darau »erklärt sich auch die Verschiedenheit der Abstimmungsergebnisse
V
*
-? .. nvbrei , das etwa durch die Linie Weischnik (Kreis

Loebschutzs—Zawadzki —Großstrehlitz —Kosel und dem Laufeder Oder bis Oderberg begrenzt wird ; denn diese Linie fälltungefähr mit der Linie zusammen , bis zu der sich der August »
entstand des Jahres 1SL0 ausgedehnt ,'xrt. In diesem Gebietewaren polnische Sokols nach wie vor bewaffnet » und innerhalb
dieser Linie sind es besonders die Grenzgebiete , die schutzlosdastanden , da sie allen Einwirkungen und Einfällen der überdie Grenze kommenden polnischen Banden ausgeseht waren .
Brennpunkte der Unruhen waren besonders die Kreise Rybnikund Pleß und hier wiederum der Grubenbezirk von Nikolai
und der gesamte Südbezirk des Kreises Kattowitz und der Krei »
Tarnowitz . In Städten und stadtähnlichen Siedelungen , die
Schutz gegen polnische Gewaltakte boten , wurde deutsch ge »
stimmt . Schon in den Außenbezirken wurde viel stärker pol¬
nisch gestimmt , alz wie in den befriedete » Innen bezirken .

In Rvbnik , Pleß und im Süden des Kreises Kattowitz ist
seit den Augusttagcn ein öffentliche » Werben für die deutsche
Sache nahezu unmöglich gewesen , während die Polen ihre
Werbearbeit ungehindert betreibe « kannte ». Dw Terrors » « «
steigerten sich insbesondere seit der bekanntem Rede Kori >- n ' vz
in Nosenberg , in der er zur affene « Gewalt gegen die Reichs -
oberschlesier aufforderte . Taisächlich wurde auf Veranlassungdes polnischen Plebiszitkommissariats fast in keiner ländlichen
Ortschaft dieses Gebietes den Abstimmungsberechtigten aus
dem Reiche Unterkunft oder Aufenthalt gewährt wegen der
polnischen Drolmng , daß dir Häuser , die gegen diesen Beschluß
handeln würden , in die Lust g .sprengt werden würden . Die
Gemeinden hatten ausdrücklich eine Haftung für den Schoden
abgelehnt . Der Terror steigerte sich seit den Einreisetagen
gegen jeden , der verdächtig war . deutsch zu denken . Es erfolg -
ten verschiedene Überfälle auf Deutschgestnute , Handgranaten ,
attentatr gegen Häuser , die Abstimmungsberechtigte « ufurh -
mrn wellte «.

Deutsche Arbeiter wurden von ihren Arbeitsstätte « vertrie .
den , schwer mißhandelt und sogar ermordet . Die deutschen
Mitglieder der paritätische » Ausschüsse mußten vielfach ihre
Ämter niederlegen unter den Drohungen , sonst ermordet zu
werden , wa » in einigen Hüllen tatsächlich erfolgt ist . Ein deut -
scheS Abstimmungsauto zu benutzen , war wegen der häufig
vorkommenden Autoüberfälle schließlich unmöglich geworden .
Bei dem Autoüberfall in Staude wurde ein Deutscher erschos.
sin und sechs schwer verletzt . Biele Dörfer waren für jeden
Deutsche » eine Hölle . Auf die Hilferufe der deutschen Bevöl¬
kerung wurde geantwortet , man verfüge nicht über genügend
Truppen . So bemächtigte sich der Bevölkerung schließlich da »
Gefühl vollkommener Verlassenheit . Der durch den Terror
planmäßig herbeigrsührte Zustand der Einschüchterung dauerte
an . Die gewaltsame Wahlbeeinfluffung setzte palnischerseit »
in den letzte» Tagen vor der Abstimmung mit aller Gewalt

ein . Die von Korfanty organisierte Oberschlesische « olkspartet
erließ einen Aufruf , in dem e» hieß , kein Mensch könne ge-
hindert werden , den deutschen Stimmzettel öffentlich zurück¬
zuweisen . Jeder wußte , daß er es schwer büße « müßte , wenn
er nicht nach diesem Vorschlag « gehandelt hätte . In den Tage »
vor der Wahl wurden die blutrünstigsten polnischen Drohbrief «
versandt . Der Terror hielt weiter iu der Nacht zum 2V. Marzan . In dieser Nacht hörte man von jenseits der Grenze stark «
Detonationen und polnische » Freudenschießen , da » von de«
verängstigten Bevölkerung al , Zeichen der bereitstehenden pol -
Nischen Armee gedeutet wurde .

Der Wahltag selbst bot äußerlich da» Bild vollkommene «
Rübe , was ein deutlicher Beweis dafür ist, daß der vorange¬
gangene Terror lediglich polnische Regie war . Am Wahltag ,
waren die Straßen vor den Wahllokalen von halbwüchsige »
Burschen mit dem Abzeichen de» polnischen Adlers bevölkert »die jeden , der zur Wahlurne ging , genau , musterten . Dies «
Burschen standen auch im Wahlraum , schauten in die Wahl¬
zelle hinein . An vielen Stellen gaben die polnischen Wahl¬
vorsteher uur polnischr Stimmzettel au ». Die polnischen Beo¬
bachter sorgten dafür , daß ein Umtauschen nicht möglich war .
Die deutschen Ausschußmitglieder wurden vielfach vor der Fest¬
stellung deS Wahlergebnisses entfernt . Trotzdem das Material
über Verstöße gegen die Wahlvorschriften schon erdrückend ist ,
entziehen sich viele Fälle der Feststellung , da die Bevölkern «!«
angesichts des entsetzlichen Terror » »ich der Wahl keine Aus¬
sagen macht . Es ist erstaunlich , daß in den Kreisen Rybnik ,
Pleß , Kattowitz und Tarnowitz bei diesem Terror sich noch so
Viele deutsche Stimmen gefunden haben ." fie n ' ck. einc n- einheitlichen Plane arbeitende polnische Pro¬
paganda hat aber auch an die niedrigsten Instinkte appelliert :
Korfanty nahm in demagogischer Weise eine AckerVerteilung
vor , indem er in ausgelegten Parzellenbüchern jede gewünscht «
Ackermenge nachweislich eintragen ließ . Polnische Stimm -
käufe und der durch Korfanty veranlaßte Gegenaufruf auf de«
Aufruf der deutschen Montanindustrie vervollständigen da »
Bild . In diesem Gegenaufruf erklären Angehörige polnisch «
Organisationen der Arbeiterschaft , daß sie und nicht die alte «
Blutsauger des Arbeiter » die wahren Eigentümer der Grübet »
und Hütten seien .
Das Vorwort schließt :

D e Drohungen u . dir Wahlbeeinfluffung haben eine derartig
starke Wirkung auf die seit Wochen verängstigte und schutzlo»
gelassene Bevölkerung auSgeübt , daß die Abstimmung sich ich
keiner Beziehung als der Ausdruck eines freien ungehinderte «»
Volksentscheides angesehen werden kann .

Neue Hrriegstreibereien in Frankreich
und Belgien.

Im französischen Senat erklärte Kriegsminister Bartha »
bei Behandlung des Budgets für das Kriegsministerium nach
einer Blättcrmeldung mit Bezug auf Deutschland : . Die Stund «
wird kommen , wo es sich der Gewalt unterwerfen mutz. S »
hängt von den , besiegten Deutschland ab, den Frieden z>«
sichern . Wenn cs nicht will , wird e» zu fühlen bekommen , datz
wir eine nationale Armee habe». Ich habe die verantwor¬
tungsvolle Aufgabe , hier anzusühren , daß nach den Worte »
des Ministerpräsidenten gegebenenfalls Deutschland am Krü¬
gen gefaßt werden soll. Um das zu können , muß ich di,
nötigen Mittel besitzen, die mir daS Parlament gewiß zu «
Verfügung stellen wird ." Die S ersten Kapitel des Budget »
wurden hierauf angenommen .

Die französischen Staatsmänner führen allmählich ein ,
Sprache , die wir eigentlich begrüßen könnten , da sie mit der
Zeit auch dem Verblendeten die Augen darüber öffnen wird :
daß der Friede wie von jeher auch in Zukunft in allererster
Linie und ausschließlich von Frankreich gefährdet ist.

Pertinax schreibt im »Echo de Paris " über die gegenwärtig «
Lage . Er weist auf den 1 . Mai hin und darauf , daß am 12.
April die Reparationskommission die Diskusion beendigen wird ,
die augenblicklich im Gange ist. In dieser Methode wird di«
Gesamtsumme der finanziellen Verpflichtungen Deutschlands
sowie die von Deutschland bis jetzt geleisteten Zahlungen sest-
gelegt werden . Er werde sich um die Vcrmittelungsrolle Ame¬
rikas bemühen . Die französische Regierung könne von Eng¬
land und Amerika den stärksten Druck erwarten . Aber zwischen
dem Minimum der Forderungen Frankreichs und dem , war
Deutschland in seiner augenblicklichen Gemüsverfassung zu
zahlen bereit sei, klaffe ein Abgrund . Aus diesem Grund «
habe Ministerpräsident Briand klar und deutlich eine Politik
der Akfion angekündigt . Sie bestehe nach Pertinax in der
militärischen Besetzung de» RuhrgebieteS » den alten Pfänder »
werden neue Pfänder hinzngefügt , die die deutsche wirtschaft¬
liche Nnabhäng . gleit zerstöre « würden . Die Aufmerksamkeit
der französischen Regierung konzentriere sich in diesem Augeu -
blick auf dir militärischen und w rtschastfichen Vorbereitungen ,
die im Sommer diese» Unternehmen sicher « .

Der frühere belgische Kriegsminister Maffow erklärte eine «
Berichterstatter des 20 . Jahrhundert , wenn Frankreich be¬
schließen sollte » militärische Schritte zu unternehmen , so sei «S
Belgiens ureigenste » Interesse , sich dem auzuschließe ».

Vriands Lügen und Drohungen.
Die starken Worte , die der französisch« Ministerpräsident i»

der Kammer und im Senate in der Neparationsfrage gegen¬
über Deutschland gebraucht hat , und die Drohungen , die er b«
dieser Gelegenheit ausgestoßen hat , werden , wie die „Frkf .
Ztg .

" hört , die deutsche R . gierung zu eiurr Erwiderung ver »
i antassen . In der deutschen Kundgebung soll vor allem an der

Hand deS Tatsachenmaterials der Behaup .ung Briands ent -
gcgengetreten werden , daß Minister Dr . Simons in seine »
Memorandum für die Washingtoner Regierung die öffentlich «

i Meinung Amerikas habe irresühren wollen.



„Die Lpocbe der Gewalt".
Der Pariser Berichterstatter der „Westminster Gazette "

schreibe in einem „Vorzeichen der Katastrophe in Europa "
überschricbenen Artikel : Die größtmögliche Aufmerksamkeit
mutz den zahlreichen Anzeichen der kommenden Krise in En .
ropa zugewenüet werden , die «»eil ernster sei» wind, als irgend
eine andrre , die wir seit dem Kriege durchgemacht haben.
Fürchterliche Entscheidungen müsse« in kürzester Zeit getrof¬
fen werden . Llohd George hat der Anwendung von Straf »
Maßnahmen zugestimmt, und dadurch endgültig die Politik
Frankreichs und unzweifelhaft auch die Englands orientiert
auf dem Wege, auf dem es jetzt kein Zurück mehr gibt . Der
Beschluß, Düsseldorf zu besetzen , scheint der Beginn einer
neuen Politik gewesen zu sein, die nicht leicht verlassen wer¬
den kann . In gewissen Kreisen ist es ein offenes Geheimnis ,
daß die militärischen und finanzielle « Operationen gegen
Deutschland nur die ersten Schritte zu eine« großen , wenn
auch vagen Programm bedeuten. Je weiter England unv
Frankreich auf diesem Wege fortschreiten, um so mehr sind
sie verpflichtet, ihn zu gehen. Die Anzeichen mehren sich, daß
eine neu « und furchtbare Epoche begonnen hat , denn BriandS
Methode ist die Methode der Gewalt . Frankreich verläßlich
auf die volle Unterstützung Englands bei seinen Forderungen
gegen Deutschland . England hat sich zu einer bestimmten Po¬
litik verpflichtet und kann Frankreich jetzt nicht mehr verlassen.
Der Berichterstatter hält die letzte Rede BriandS für außer¬
ordentlich wichtig , da sie so unzweideutig sei und die fast voll¬
ständig einstimmige Zustimmung beS Parlamentes gefunden
habe . Als Briand sein Amt antrat , sei er in einer äußerst
schwierigen Lage gewesen, jetzt sei seine Lage äußerst stark.
In Frankreich sei man der Ansicht , Lurch Gewaltanwendung
könne man die deutschen Kapitalisten zwingen , einen Teil
ihres Reichtums herzugeben .

Lur Regierungskrise in Preußen .
Die „Germania " macht in erster Linie das Verhalten der

Randparteien der erstrebten verbreiterten Koalition für das
Scheitern der Verhandlungen verantwortlich , die Deutsche
Bolkspartei und die Sozialdemokratie . Die Frage , was nun
geschehen solle , sieht auch die „Germania " als durchaus offen
an . „Sie würden um eigenen Leib zu verspüren bekommen,
daß keine Partei , weder die sozialdemokratische noch die
Deutsche Volkspartei, ihren Willen einfach diktieren kann, so¬
lange wir darauf angewiesen bleiben, eine Koalitionsregierung
zu bilden, und eine solche auf breiter Basis muß das uns vor.
schwebende Ziel nach wie vor bleiben. Die Mängel der alte»
Koalition liegen zu sehr zu Tage , als daß darüber weiter ge¬
stritten zu werden brauchte. Andererseits muß man in bür .
gerlichrn Kreisen begreife», daß auch daS Beispiel der Minder »
heitSregierung im Reiche für Preußen nicht kopierbar ist. Ganz
abgesehen davon, daß eine bürgerliche MinderheitSrcgierung
nicht möglich wäre , weil die Sozialdemokratie ihr gegenüber
rrklärtermaßen eine neutrale Haltung nicht einnehmen würde,
besteht auch sowohl bei den Demokraten wie beim Zentrum
keinerlei Neigung, derartige Experimente , die letzten Endes
doch zu nichts führen würden, mitzumachen.

Die Linanzminister -Bronkerenz.
Über die Stuttgarter Finanzministerkonferenz wird amtlich

mitgeteilt :
Durch die Annahme der Steuernovelle wird der Ertrag der

Einkommensteuer ungünstig beeinflußt , einmal dadurch, daß
der Prozentsatz der Tarife wesentlich herabgesetzt worden ist,
dann aber auch dadurch, daß den Gewerbetreibenden auf eine
Reihe von Jahren eine starke Abschreibung gestattet worden
ist , und endlich ist die Besteuerung des Mindesteinkommens
fortgefallen . Die Finanzkonferenz versuchte aus diesen Grün¬
den für die Länder und Gemeinde einen höheren Prozentsatz
der Einkommensteuer als die bisherigen zwei Drittel vom
Reich zu erlangen , außerdem sollten den Gemeinden statt 6
Prozent der Umsatzsteuern 15 Prozent zugewiesen werden.

Eine Einigung kam jedoch in diesen beiden Vunkten nicht
zustande . Das Reich wollte nur eine Erhöhung der Umsatz¬
steuer um 5 Prozent gewähren . In den nächsten Tagen wird
der Reichsfinanzminister weitere Verhandlungen hierüber mit
dem Städtetag führen . Eine Einigung würde in der Frage
erzielt , zu welchem Zeitpunkte den Ländern und Gemeinden
der zwei Drittel betragende Anteil der Reichseinkommensteuer
zuzüglich 35 Prozent auszubezahlen ist.

Mie gegen die IKeicbswebr gebetzt wird.
Das Reichswehrministerium teilt mit :
Im „Vorwärts " Nr . 164 werden in einem Artikel „Wer

hat versagt ? " die schärfsten Angriffe gegen die Reichswehr
erhoben. Es sind die gleichen , die am selben Tage in der
„Magdeburger Volksstimme" zu lesen waren . Zunächst wird
im „VvrwürtS " behauptet , daß das Reichswehrministerium
der Anweisung der Reichsregierung um Bereitstellung von
ReichSwch Gruppen im mitteldeutschen Aufstandsgebiet nur
zögernd und verspätet nachgekommen sei . Diese Behauptung
trifft nicht zu . Der Beschluß der Reichsregierung , in Mittel -
Veutschluud Reichswehr zusammenzuziehen , ist am Ostersonn¬
tag , den 27. März , 2 .30 Nhr nachmittags , gefaßt worden . Eine
frühere Bereitstellung von Reichswehr ist deshalb nicht er¬
folgt weil die preußische Regiernug das dringende Ersuchen
gestellt hatte , von dem Einsatz von Reichswehrtruppen abzu¬
sehen. Die Schutzpolizei würde allein mit dem Aufstande
fertig werden , vorausgesetzt, - aß ihr Artillerie und Minen¬
werfer zur Verfügung gestellt würden , was seitens des Reichs¬
wehrministeriums sofort geschah . Die vom Reichswehrmini¬
sterium auf Grund des Beschlusses der Reichsregierung vom
27. März zu erlassenden Anordnungen sind sodann unverzüg¬
lich noch am gleichen Nachmittag herausgegangen . Die Trup¬
penteile sind dann umgehend in Marsch gesetzt worden und
find bereits nach 20 Stunden in das Aufruhrgebiet abgerollt.
Der während der Osterfeiertage vor sich gehende Einsatz der
Reichswehr ist also nicht langsam , sondern schnell erfolgt, zu¬
mal wenn inan bedenkt , daß die Ausrüstung der möglicher¬
weise für eine mehrtägige Operation einzusetzenden Truppe
mit Munition und Lebensmitteln sowie ihr Bahntransport
nach den festgesetzten Ausladepunkten eine «gewisse Zeit in
Anspruch nimmt und daß bei der zahlenmäßigen Schwäche
der Reichswehr, Truppen nicht nur aus Mitteldeutschland , son «
bern auch aus Bayern und Württemberg herangeführt werden
mußten .

Im übrigen wird im Gegensatz zu den Äußerungen des
„Vorwärts " darauf hingewiefen, daß die Kommandeure der
Reichswehr an den Stellen , an denen Reichswehrtruppen ein¬
gesetzt worden sind , nicht im Gegensatz, sondern im engsten
Einvernehmen und in voller Übereinstimmung mit den Zivil¬
behörden gearbeitet haben und daß dies unter anderem auch
von Landräten anerkannt worden ist, die der U.S .P .D . an¬
gehören.

Sodann wird bemängelt , daß die Reichswehr beim Einsatz
des von Aufständischen eingeschloffenen „Panzerzuges " nicht
schnell genug gehandelt habe und daß die Schupo , schneller als
die Reichswehr zur Stelle gewesen sei . Hierzu ist zu be¬
merken, daß die Anforderung zum Einsatz von Reichswehr
beim Reichswehr-Truppenkommando in Cassel in der Nacht

Vom 26^/27 . März um 1 Uhy vormittags einlief und daß
bereits um 9 Nhr vormittags — also nur wenige Stunde » ,
später — die vom Reichswehr.Truppen kommando zum Ein¬
satz bestimmten Truppen rinlaLeebereit auf dem ihnen zuge-
ziesenen Bahnhof bereitstanden . Zu einem Einsatz der Truppe
kam es allerdings nicht , da inzwischen die Mitteilung einlief ,
daß der Panzerzug beritS von in der Nähe befindlichen
Schupo entsetzt worden sei.

Im übrigen hat der angeblich ohne Erfolg tätige Panzer¬
zug Saagerhausen vor schlimmstem Terrir bewahrt . Di «
Angehörigen des ZugeS hatten einen Toten und 25 zumteil
reH schwer Verwundete zu beklagen. Der „auf eigene Kauft
und ohne Unterordnung unter die allgemeine Führung krieg¬
führende Panzerzug " gchörte, wie durch W . L . -W. längst be¬
kannt gegeben, nicht der Reichswehr, wie man nach den Aus¬
führungen des „Vorwärts " annehmen konnte, sondern de«
Eisenbahnverwaltung an und ist lediglich ein mit besonderen
Schutzvorrichtungen versehener Eisenbahnarbeiterzug gewe¬
sen, der zur Vornahm ? von Etreckenreparaturen in das Auf¬
standsgebiet entsandt worden war .

Bei Liebenwerda ist die Reichswehr «ingesetzt worden, so¬
bald die Weisung der ReichSregierung, die sich allerdings —
und zwar auf Wunsch des Preußischen Staatsministeriums —
den Einsatz von Reichswehr Vorbehalten hatte , hierzu vorl8g.

Schließlich wird über den angeblich verspäteten Einsatz der
Reichswehr die Behauptung aufgestellt, bah „ irgendwo der
Wunsch vorhanden gewesen sei, die Schwierigkeiten so groß
werden zu kaffen , daß die preußische Regierung mit ihren
Polizetruppen allein der Bewegung nicht Herr werden könnte,
um so der Reiclstwehr wieder einmal eine Gelegenheit zu
schaffen , ihre Unentbehrlichkeit zu beweisen." Das Urteil
über diesen schwerwiegenden Vorwurf sowie über die Art
einer solchen Kampfesweise überläßt bas Reichswehrministe¬
rium der Öffentlichkeit. Es stellt fest, daß Oberpräsident
Hörsing von den eingangs erwähnten gleichlautenden An¬
griffen in der „Magdeburger Volksstimme" gelegentlich einer
Unterredung mit dem Reichswehrminister am 2. April nach¬
drücklich abgerückt ist und dem Minister sein Bedauern unv
Befremden über die Angriffe der „ Magdeburger Volksstimme"
zum Ausdruck gebracht hat . — Er weist darauf hin , daß obige
Angriffe des „Vorwärts " in starkem Widerspruch zu einer
Äußerung stehen , die das gleiche Blatt einige Tage vorher
macht, zu einer Zeit also, wo der Kampf in Mitteldeutschland
seinen Höhepunkt erreicht hatte . In Nr . 147 stellt es nämlich
fest, daß es „gegen den Aufruhr noch andere Mittel gebe, als
das Schießen auf die aktiv tätigen Aufrührer und daß die
Fernhaltung dev Reichswehr in Wirklichkeit kviaerlei Nachteile
hervsrgrrufen habe."

Lin Lwisckenkal! ln Gieiwitz .
Die Breslauer „Volkszeitung" meldet aus Gleiwitz : Von

polnischen Spitzeln wurde bei der Geheimpolizei der interna ,
tionalen Kommission angezeigt, daß in der Wohnung des
Landgerichtsrats Knoll der deutsche Kapitäalrutnant von Dem.
ming einlogiert sei, gegen den angeblich der Verdacht vmllag,
daß er der geheimen . Organisation der Selbsthilfe gegeN^ben
polnischen Terror angehöre. Französische Soldaten umstellten
die Wohnung . Mehrere Geheimpolizisten in Zivil mit zwei
städtischen Polizeibeamten in Uniform drangen in die Woh¬
nung ein. Demming vermutete in den Zivilisten Spitzel der
polnischen Stoßtruppler und rief ihnen zu : „ Raus mit den
Zivilisten ." Als die Zivilisten der Aufforderung nicht nachka-
men, schoß Demming und verletzte drei von ihnen lebensge.
fährlich. Dem vierten , einem französischen Kriminalbeamte »,
gelang es, sich in den Rücken Demmings zu schleichen. Er
streckte Demming durch drei Schüsse von hinten nieder. Als de«
Arzt eintras , war Demming bereits tot.

Urommunlstenprozesse .
Das außerordentliche Gericht in Torga « verurteilte 18 Kone»

munisten , die am 25 . März die dortige Kaserne zu erstürmen
und die Elbebrücke mit Handgranaten in die Luft zu sprengen
versuchten, zu Zuchthausstrafe« von S—« Jahre « und Ehr -
Verluste von 5 Jahren . Ein Teil der Angeklagten bezeichnte
sich als verführt und nahm das Urteil mit lautem Weine« an .
In dem Magdeburger Kommunistenprozeß Bater wurde gestern
der Hauptangeklagte Privatmann Alhert Bater freigcsprochr« , da
ihm daS zur Last gelegte Verbrechen nicht nachgewiesen werden
konnte. Vor dem außerordentlichen Gericht in Halle wurden
die Angeklagten wegen der Eisenbahnanfchläge bei Allrndorf
und auf denv -Zug Halle -Leipzig bei Gräbern verhandelt . Da »
Gericht verurteilte den 24jährigen Kommunisten Paul Wil¬
helm, gebürtig aus Radewald, znm Tode, zu 12 Jahre »
Zuchthaus , dauerndem Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte
und 1200 Mk. Geldstrafe.

Die Streikbewegung in England .
Wie aus London berichtet wird, haben die Eisenbahn - und

Transportarbeiter beschlossen, in den Streik zu treten . Die
Regierung hat sämtliche Gemeinden beauftragt , mit der Re.
gistrierung freiwilliger Polizisten zu beginnen . Im Gebiete
von Rhonda in Wales find bereits zahlreiche Schächte ersoffen
oder im Begriffe zu ersaufen .

Das „ Echo de Paris " meldet aus London : Die englische Re¬
gierung hat über die schottischen großen Grubendistrikte de»
Belagerungszustand und daS Standrecht verhängt . In mehre¬
ren Städten haben die Streikenden die Macht an sich gerissen
und die kommunistische Republik auSgernfen . In Cenoie sind
4 Bataillone der Gardebrigade feldmarschmäßig eingetroffen.
„Daily Herold" meldet, daß die Kommunisten i» Ediabnrg ,
Glasgow und Lrith die öffentlichen und StaatSgebände besetzt
haben. 1

Weiteren Meldungen zufolge hat der König ein Dekret un¬
terzeichnet, das die Reserven d«S Landheerrs und vor Marine
mod- listert. Des weiteren soll die Regierung im Hinblick auf
die schwere innere Krise beschlossen haben, alle verfügbare »
Truppe « im Ausland , so aüS Oberschlesien , Ägypten und Ir¬
land, r«rLckz «zirhen.

Ikurze polil . Nackrickten.
» Die Zerstörung von Milliardenwerten . DaS AnSwLrtige Ami

hat an die interalliierte Militärkontrollkommiffion folgende Note
gerichtet: Die deutsche Regierung hat Kenntnis davon genom¬
men, daß die Botschafterkonferenz ihren Borfchlag, die de»
augenblicklichen Bedarf übersteigenden Bestände an Ersatzteile»
u»d Halbfabrikate » für HrereSgut bis zum Eintreten de» Be¬
darfsfalles im besetzte» Gebiet lagern zu lasse«, abgelehnt und
die sofortige Zerstörung dieser Vorräte verlangt . Damit Vierden
Werte da » mehr als einer Milliarde ^Mark ohne militärisch«
Notwendigkeit vrrnichtet. Die deutsche Regierung ist genötigt,
ihr Budget in den kommenden Jahren mit hohen Aufwert¬
dungen für den Bedarf der Wehrmacht zu belasten, die bet
Annahme des Vorschlages erspart worden wären . Die zur
Durchführung dirsrr Beschlüsse rrsorderNche» Anordnunge »
werden erteilt .

? Dir sünfzigprozentlgr Abgabe. Entgegen anderweitige »
Nachrichten verlautet amtlich, daß die bOprozentige Jmportab -
gäbe in England vom Fakturenpreis , ausschließlich Krackt und
Versicherung, erhoben wird.

* Volksalst -inmung ln Steiermark . Der steierische LandtoW
nahm einstimmig unter lebhaftem Beifall einen Antrag der
Großdeutschen an auf Durchführung einer Volksabstimmung
in Steiermark am 20. Mai über die Krage «Wird der Anschluß
an Deutschland gewünscht ?".

Radiscke Nebersickt.
* Lsdiscbe Mocbenrückbttcke.

Karlsruher Mietvertrag und Masseukündiguugrn
a« 1 . April.

Kaum irgendwo stehe» sich die Interessen so schroff gegen»
über wie auf dem Gebiete der Mietzinsfrage . Der Haus¬
besitzer will nicht der einzige sein, der mit der Erhöhung
seiner Einnahmen zurückbleibt, während alle übrigen ihre
Einkünfte den gesteigerten Kosten der Lebenshaltung allmäh¬
lich anz »gleichen suchen. Kür den Mieter aber bildet all¬
gemein eine im Verhältnis mit der sonstigen Teuerung mäßig
zu nennende Miete noch die letzte Rettung vor völligem
wirtschaftlichem Verfall . Er kann es seinerseits nicht verstehen,
daß der Hauseigentümer heute für sein zu Friedenszeiten im
Grundbesitz angelegtes — in vielen Fällen bereits ganz oder
wenigstens teilweise amortisiertes — Kapital höher verzinst
bekommen soll als etwa der Geldverleiher oder Besitzer von
Staatspapieren , und stellt sich aus den Standpunkt , daß der
Hausbesitzer genau so wie der Rentner heute eben sehen müsse ,
sein Einkommen durch persönliche Arbeitsleistung ir¬
gend welcher Art den Zeitverhältniffen entsprechend zu vermeh¬
ren . In diesem Zusammenhang möchten wir übrigens be¬
merken, daß vielfach mit Recht bedauert wird , daß die
Steuerlisten nicht öffentlich ausliegen . Wäre die » der
Fall , so würde sich zeigen, daß manchmal gerade die größten
Schreier am wenigsten Ursache zu Klagen haben, während um-
gekehrt in Fällen , in denen eine wirkliche Notlage des Haus¬
besitzers vorhanden ist, verhältnismäßig besser situierte Mieter
sich ohne lange Verhandlungen zu freiwilligem Entgegenkom¬
men Lereitfinden würden . Die Mieter machen weiter geltend,
daß die Hauseigentümer ganz allgemein seit 5 bis 7 Jahren
alle Wünsche auf Vornahme von Reparaturen grundsätzlich un¬
berücksichtigt ließen, dagegen aber , soweit es ihnen nur mög¬
lich war , Mietsteigerung auf Mietsteigerung folgen ließen ,
vielfach in ultimativer , zeder Rücksicht entbehrender Form , und
dort , wo die örtlichen Vorschriften es zulietzen, Gebühren und
Abgaben jegkicher ' Art, — Straßenreinigung , Wasser, Müllab .
fuhr , Kaminreinigung , Treppenbeleuchtung usw . — aus die
Wohnungsinhaber abwälzten .

*
Die Tätigkeit der MieteinigungSämter wird vielfach auf bei.

den Seiten skeptisch beurteilt . Zahlreiche Mieter bringen die¬
sen, vornehmlich zu ihrem Schutz geschaffenen Ämtern ein der¬
artiges Mißtrauen entgegen, - aß sie in vielen Fällen auf ihre
Anrufung verzichten und , überzeugt , doch keinen wirksamen
Schutz zu finden, den Forderungen der Hauseigentümer nach,
kommen. Aber auch in Hcrusbesitzerkreisen fühlt man sich,
namentlich dort, wo es sich um sog. Luxuswohnungen handelt ,
durch manche Entscheidungen der MieteinigungSämter zu Un.
recht geschädigt . So hat sich allmählich auf beiden Seiten eine ge.
reizte Stimmung herausgebildet , die oft genug zu hitzigen Er¬
örterungen führt .

In diese gereizte Stimmung hinein fielen nun dieser Tage
in mehreren Städten Massenkündigungen der
Hausbesitzer an die Mieter . Diese Kündigungen haben selbst¬
verständlich keine gesetzliche Geltung , solange, ihnen nicht die
zuständigen MieteinigungSämter zugestimmt haben.* Sie find
auch im allgemeinen nicht als eigentliche Kündigung gemeint ,
sondern sie bezwecken die Herbeiführung einer Entscheidung
- er MieteinigungSämter über eine Neufestsetzung der
Mieten , wie sie in dem Entwurf der paritätisch zusammenge¬
setzten Mietzinskommisfion in Karlsruhe vorgeschlagen wur¬
den . Dieser Entwurf , der in und außerhalb Karlsruhes
heftig umstritten wird, steht eine alljährlich neu vor¬
zunehmende Berechnung des Mietzinses nach Grnnd -
miete, Betriebs - und Jnstandhaltungskosten vor. Die
Grundmiete soll 6 Prevent des Steuerwerts von 1914 betra¬
gen, daneben aber hätte der Mieter sämtliche auf dem Hause la-
stenden Gebühren u . IAA des Steuerwerts für Instandset¬
zungskosten zu tragen . Dazu kam ein« Reihe weiterer Bestim¬
mungen , die dem Hausbesitzer neben gewissen Verpflichtungen ,
wie jener der Verwesung der berechneten Jnstandsetzungsko .
sten für den tatsächlichenZweck u . der belegmäßigen Nachweisung
der Betriebskosten, weitgehende Rechte einräumen , dem Mreter
aber Lasten u . Pflichten auferlegen , die zum Teil weit über den
Rahmen der im bürgerlichen Gesetzbuch vorgesehenen hinaus¬
gehen. Der Karlsruher Stadtrat hat diese letzteren Bestim-
mungen vorerst ab ge lehnt und der Bevölkerung lediglich
empfohlen, beim Abschluß von neuen Mietverträgen der
Mietzinskommission ansgestellte Berechnung » weise
zugrunde zu legen. Das bedeutet eine Kritik des Konrmis-
fionSentwurfS , die doch zu bedenken geben sollte, ob es nicht
zu empfehlen wäre, auch diese Berechnung, in der auch die
staatliche Vermögenssteuer , die städtischen Umlagen , die Lau.
deskirchensteuer ( ! ) und die Ortskirchensteuer ( I ) des Hauseigen¬
tümers mit vier Künsteln auf die Mieter abgewälzt werden ,
einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen , zumal da der erste
Vorsitzende des Mieteinigungsamtes selbst erklären mußte , daß
die Frage , ob die neue ^rt der Berechnung Mietsteigerungen
bringe , weder bejaht noch verneint werden könne. Man wird
es niemanden verübeln können, wenn er sich dagegen wehrt ,
einen Kontrakt zu unterschreiben^ von dem er nicht weiß , ob
er ihm eine Verminderung oder eine Erhöhung seine, Aus¬
gaben bringen wird.
. -Welch große Befürchtungen in Meterkreisen an die erfolgten
Kündigungen geknüpft werden, erhellt aus einem Appell der
Karlsruher Mieter - und Untermietervereinigung an die Mie¬
ter , den neuen Vertrag abzulehnen und unbedingt Besichtigung
und Einschätzung der Wohnung zu verlangen . Im einzelnen
gibt der Aufruf oer Vermutung Ausdruck, daß die Hausbesitzer
mit den erfolgten MaflenkünRgungen bezweckten , da» Äiet -
einigungs . und , Wohnungsamt so zu überlasten , daß beide
Ämter die Arbeit kaum mehr bewältigen können und in Bausch
«nd Bogen einfach nach einem gewissen Schema die Recht¬
sprechung erfolgen müsse . »Gewisse Tendenzen , in die¬
sen Ämtern ", so heißt es weiter, »lassen auch dar -
«us schließen , daß der Wunsch der Herren vom
Hausbesitz in Erfüllung geht. Will man doch dort dazu
übergehen, einfach zu erklären, eS werden 11X bi» 11A X
des Steuerwertes als Mietseinnahme berechnet, ohne die Be¬
schaffenheit der einzelnen Wohnungen in Betracht zu ziehen.
Es fteht also zubefürchten , daß die Besichtigun¬
gen und Einschätzungen anfhören werden .
Das hat zur Folge, daß auch für die schlechteste und verwahr¬
losteste Wohnung gleicher Größe die gleiche Miete bezahlt Wer¬
da » »ruß, wie für die Wohnung , welche in ruhiger und schöne»

*) Der Meter braucht, wie das MieteinigungSamt Karlsruhe
»nS auf Befragen mitteilt , die Kündigung nicht anzuerkennen .
Es genügt vollständig, «renn er mündlich erklärt , datz
er sie ablehnt und den Eigentümer an da» MietpinigungSn
amt verweist.



Lage mtt» in gutem Zustande ist. Ja . es K»mmt bar «nd wird
- ei diesem System auch weiterhin Vorkommen , daß im gleiche»
Hause gut hergerichtete Wohnungen in der Miete nicht höhe«
stehen wie verlotterte Wohnungen , in welchen der Hausbesitzer
schon Jahrzehnt « nichts hat Herrichten lassen."

Wir find der Meinung , daß der Karlsruher MietvertvagS -
entwurf in der Tat nichts weniger als das Ideal einer die
Interessen der Hauseigentümer und der Mieter gleichermaßen
wahrenden Abmachung darstellt und daß seine Ablehnung sei»
teaS der Mieter wohl verständlich ist, können aber andererseits
nicht glauben , daß die Mteteinigungsämter sich, dem Geiste der
Mieterschutzgesetzgebung zuwider , in einseitiger Weise der In¬
teressen der Hauseigentümer annehmen werden . Auf alle Fälle
scheint un» die gange Frag « noch sehr der Klärung zu be¬
dürfen .

Der Brand von Sunthausen .
Das schwere Brandunglück, das vor wenigen Tagen die 500

Einwohner zählende Gemeinde Sunthausen heimsuchte, zahl¬
reiche Einwohner obdachlos machte und viele ihrer Hab« be¬
raubte , hat allenthalben warmes Mitgefühl ausgelöst . Da»
Staatsministerium hat angesichts der bittern Notlage sofortige
Schritte zur Hilfeleistung unternommen , und dkr Minister des
Innern hat sich persönlich an Ort und Stelle begeben, um
di« erforderlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten . In für¬
sorglicher Weise haben verschiedene Nachbargemeinden eine
Unzahl von Kindern gastlich bei sich ausgenommen und damit
die obdachlosen Eltern zunächst ihrer größten Sorge enthoben.
Andere Gemeinden» darunter die Landeshauptstadt , habenKleider, Wäsche und anderes an die Brcmdbcschädigten abgehen
lassen . Auch Geldsammlungen find cm verschiedenen Stellen
in die Wege geleitet worden . U . a . hat sich in Karlsruhe eine
Unzahl von angesehenen Männern zusammengefunden , die sichin dankbarer Erinnerung an ihre langjährige frühere Tätigkeitt » Bezirk Donaueschingen an die tatkräftige Unterstützung der
Karlsruher Bürgerschaft wenden, damit durch schleunige Hilfeder größten Not gesteuert werden kann . Es handelt sich in
erster Linie darum , Mittel zu "sammeln , damit die durch den
Brand zerstörten, für die Feldbebauung notwendigen Gerät¬
schaften, weiterhin Kleider, Wäsche usw. wieder beschafft wer¬
den können. Die Einwohnerschaft wird diesem Aufruf zwei¬
fellos Folge leisten und es nicht an reichen Spenden fehlen
lassen. Ist es doch heute mehr denn je eine dringende Pflicht,den schwer Bedrängten beizustehenI

Zeichen und Wunder
begeben sich in Karlsruhe . Ein Tanzabend mußte abgesagtwerden , weil sich kein Publikum dazu fand . Man denke : ein
TanzabendI Obwohl bisher zu derartigen Veranstaltungen ,muh wenn sie keine künstlerische Bedeutung hatten , zuweilenein Andrang herrschte , daß es für diejenigen , die sich nichtTage zuvor bereits mit Einlaßkarten versehen hatten , oft
schwer war, noch einen Platz zu finden ? Wir würden diese»
Kalles hier nicht Erwähnung tan , wenn ihm nicht eine gewisse
kmtomatische Bedeutung zukäme. Beweist er doch, daß da»
Publikum mit Darbietungen dieser Art überfüttert ist und
das Interesse an ihnen verloren hat - Ob sich dieses Interesse
künftighin wohl mehr den in den letzten Jahren vielfach ver-
»ochläffigten Gebieten der guten Konzertmusik, der Oper unddes Schauspiels zuwendet ? —f.

Badiscker Landtag .
81 .. Der BerfaffungsauSschuß beschloß , die Beratungenüber den vorliegenden badischen Gesetzentwurf betr . die reli »

«i- sr Erziehung der Kinder auszusetzen, weil im Reichstag ei»
Antrag zur reichsgesetzlichen Regelung der religiösen Erziehungder Kinder eingegangen ist. Der Ausschuß bestimmte sodannden Abg . Dr . Zehnter (Ztr . ) zum Berichterstatter für den Ge¬
setzentwurf über die Aufhebung der Stammgüter ». Es folgtedie Beratung des Gesetzentwurfs über die Abänderung de»
Enteignungsgesetzes und in Verbindung damit die Eingabeder Geschäftsstelle des badischen WaldbefitzerverbandeS.
(Berichterstatter Abgeordneter Dr . Gothein (Dem . ) E»
Handelt sich bei dem Gesetz darum , daß forstwirtschaftlich ge¬
nutzter Grundbesitz zur Schaffung von Äckern, Wiesen und
Gartenland zugunsten des Staates , der Gemeinden , der Kreiseund Bezirksverbände oder gemeinnütziger Unternehmungen ,
enteignet werden kann. Der Berichterstatter betonte die Not¬
wendigkeit einer Steigerung der landwirtschaftlich genutzten
Bodenfläche. Auf Antrag von Dr . Zehnter soll in den Ge¬
setzentwurf ein weiterer Absatz eingeschaltet werden, wonachoas Wiederkaufsrecht des Borbefitzes erfolgt, wenn in einer
Krist von 10 Jahren eine Umwandlung rn ein landwirtschaft¬
lich zu nutzendes Gelände nicht erfolgt ist. Dieser Antrag wurde
Mit Mehrheit angenommen.

Der Ansschuß für Rechtspflege und Verwaltung beriet den
Gesetzentwurf über die badische Gemeiudeordnung in zweiter
Lesung. Bei den Beratungen wurde ein sozialdemokratischer
Antrag , wonach die Bürgermeister auf die Dauer von sechsJahren unmittelbar von den Wahlberechtigten die besoldetenGemcinderäle in den Städten und großen Gemeinden von
den Mitgliedern des Bürgerausschusses , in den übrigen Ge-
meinden unmittelbar von den Wahlberechtigten zu wähle»
seien, abgelchrt . Annahme fand ein demokratischer Antrag ,
wonach die Bürgermeister und besoldeten Gemeinderäte in
Gemeinden bis zu 4000 (bisher 3000) Einwohnern unmittel -
Har von den Wahlberechtigten zu wählen find.

Sur gefundenes Geld.
' Aon zuständiger Stelle wird uns mitgeteilt : Am 7 . Januar wurde

»usgefundeu auf dem Bahnhof Osfenburg der Betrag von 30 W . aS»
«eletefert tu Riegel : im Februar : am 22. : auf dem Bahnhof <kiu« eu»
dingen «in Geldbeutel mit 57 .22 M . : am 25 . auf dem Bahnhof Karls¬
ruhe «lue Brieslasch « mit 50 .05 M, : im Zug 35« ein Täschchen mit
24.86 M -, abgeliefert in Mannheim : am 26. auf dem Bahnhof Karls¬
ruhe der Betrag von 16 M . : im März : am I . auf der Haltestelle
Kollmarsreute ein GelLbeulel mit »72 .86 M » abgeNefert in Denzlingen '
« lf dem Bahnhof Mannheim ein Geldbeutel mit 14.65 M . : am L. auf
dem Bahnhof Heidelberg ela Täschchen mit 7.35 M . : am 4. zm Zug
>«83 eia Geldbeutel mtt 7.S6 M „ ahgeliefert in Schopshetm : am « , i»
Lug 1656 - in Täschchen mit 466 M -, abgettefert t» Waldshut : an « dem
Bahnhof Basel Bad . eine Brieftasche mtt 163 .66 M . : am 6. tm Zug
>72l «in Täschchen mtt 13 .55 M „ abgettefert tu Basel Bad . : am 16.
t« Zug 1647 ein Geldbeutel mtt 6 .26 2L . abgettefert «n Bafel Bad . :
ba Zug 42 ein Geldbeutel mit 43.36 W-. abgettefert tn Bruchsall
«in 12. tm Zug I > 2 der Betrag von 56 M . . abgettefert in Basel Bad . :
« n 13 . im Zug 1424 ein Geldbeutel mit 6 .46 M .. - bgeltefert tu
Konstanz .

Hrurze F)scdricdten aus Laden .
Eiseubahn-Berkehrssperre .

Annahme von Frachtftückgut und Wagenladungen nach
Dffenbach «. M . einschließlich Offenbach a. M . Hasen ist bi»« ls weiteres gesperrt. Zugelaffen find Ladungen für Gaswerks
Alektrizitätswerk und Anschlußbefitzer.

DieLnaahmesprrre für Eil - und Frachtstüchzüter nach den
Amh» hösen der Stadt Frankfurt a. M. ist «ufgehabe».

NegierungSbesnche «ns der Frankfurter Frühjahrs » esse.Das Meßamt hat die Mitglieder der Reichsregierung und der
bundesstaatlichen Regierungen für Dienstag , den 13. April ,zum Besuche der vierten Frankfurter Internationalen Mess«
eingekaden. Auch diesmal hat eine größere Zahl von Regie¬
rungsvertreter » ihr Erscheinen zugesagt. Unter anderem wer¬den erscheinen: Vertreter des ReichswirtschaftSmimfteriums ,des bayrischen , württembergischen, badischen und hessischen Ka¬binetts , der Präsident de» Senat » der Freien Stadt Lübeck.
Mitglieder des Reichstags und des hessischen Landtags .

Heidelberg, 6. April. Wie teuer das Bauen van Wghnnngen
isi, zeigen zwei Vorlagen an den Bürgerausschuß . Beim Bau
von 66 Wohnungen, der im Vorjahr in den Vororten Schlier¬
bach und Handsihuhsheim begonnen wurde, find die bewilligten
Betröge «« 6 Millivne« Mark überschritten worden . Dies«
Summe wird nun nachgefordert. In beiden Fällen ist mehrals das Dreifache der veranschlagten Baukosten herausge¬kommen.

Schwetzingen, 7 . April . Die Schwetzinzer Spargel -
mürkte werden am 11 . April wieder eröffnet werden .

I.PV . Donaueschingen, 8. April. Es ist jetzt festgestellt wor¬
den, daß durch das Grotzfeuer in Sunthcnffen 29 Gebäude
zerstört wurden, wodurch etwa 120 Personen ihr Obdach ver¬
loren . Minister Remmele teilte mit , daß eine Hundertschaftder badischen Gruppenpolizei von 180 Mann unter fachmänni .
scher Leitung die Aufräumungsarbeiten übernehmen werde.Die Regierung lege den größten Wert darauf , daß die Felder¬
bestellung trotz des Brandes im vollen Umfange vor sich , geheund der Wiederaufbau möglichst bald vorgenommen werde.Das ArbeitSministeriuin und die Gebäudeversicherungsanstaltwerden ihr Mögliches dazu beitragen .

Konstanz, 6. April . Hier fand die Jahresversammlung ^ e»
Internationale » Bodenseefischereiverbandes statt , bei der di«
Regierungen aller Wodenseeuferstaaten und die großen Lan¬
desfischereiverbände von Deutschland, der Schweiz usw . ver-
treten waren . Die Versammlung beschäftigte sich vor allem
eingehend mit der Zulassung zum Fischereibetrieb , es wurde
verlangt , daß schlechte Elemente , die sich an Netzen, Fängenusw . vergriffen haben oder mit Ehrenstrafen belegt find, vom
See fern gehalten werden müssen . Von schweizerischer Seite
wurde verlangt , eine noch strengere Fischereiaufsicht durchzu¬
führen ; jedem Aufiichtsboot sollten ein deutscher und ein
schweizerischer Aufseher beigegeben sein.

Konstanz, 7. April . Eine katholisch« Konferenz , die von Ver-
tretern sämtlicher Uferstaaten, also aus dem deutsche Reiche,aus Vorarlberg und aus der Schweiz besucht sein wird , wird
vom Pfingstdienstag bis Pfingstdonnerstag in Konstanz statt -
fmden . Die Beratungen werden nicht öffentlich ' sein. ES
Werden folgende Themen behandelt werden : 1 . Der Papst und
die Weltlage ; 2. Das katholische Völkerrecht; 3 . Bolschewismusund Katholizismus ; 4. Katholische Moral und soziale Frage .Redner sind : Nationalrat Baumberger , Zürich, Bundesrat Dr .
Drexel , Vorarlberg , Geistl. Rat Dr . Retzbach-Freiburg .

I .8I1 . Konstanz, 7 . April . Die Miinsterbarikommission hieltunter dem Vorsitz des Geistl. Rats Dr . Sester aus Freiburgeine Sitzung ab, zu der als Vertreter der Regierung Ministe¬rialrat Dr . Hirsch erschienen war . Ferner nahm daran teil
der Konservator für kirchliche Altertümer , UniversitätsprofessorDr . Sauer -Freiburg . ES wurden Leitsätze aufgestellt , nachdenen das Münster restauriert werden soll . Diese werden der
Regierung und dem Ordinariat zur weiteren Behandlung zu¬
gewiesen. Dem Landtag wird noch eine Vorlage zur Bereit¬
stellung von Mitteln für die Münsterrestauration zugeben.— Der Münsterbauverein , der in der 70er Jahren gegründetwurde , ist dieser Tage neu aufgelebt . Er wird bei der Mün »
sterrsstauration subsidiär Mitwirken.

Aus der Landeshauptstadt .
Mitteilungen a«S der StadtratSsitzung vom 7. April 1921 .

Konservatorium für Musik. Der bisherige Inhaber des Kon¬
servatoriums für Musik der Landeshauptstadt Karlsruhe , Hof¬
rat Professor Heinr . Ordenstein, ist am 23. März d. I . ge¬
storben. Nach der mit ihm seinerzeit getroffenen Vereinbarung
ist die Stadtgemeind «, nachdem sie bereits seit 1910 Eigen¬
tümerin des^.Gebäudes Sofienstratze 43 ist, nunmehr auch
Eigentümerin der Anstalt und ihres gesamten Inventars ge¬
worden. Auf Vorschlag der Kommission zur Beratung von Ber -
waltungS - und Organisationsfragen des Konservatoriums er¬
klärt sich der Skodtrat damit einverstanden, daß Fra « Hofrat
Ordenstein Witwe die Anstalt vorläufig als Unternehmerin
auf eigene Rechnung weitrrführt und die Stadtgemeinde ihre
bisherige Beteiligung cm der wirtschaftlichen Sicherstellung der
Anstalt auch der Frau Ordensteiu gegenüber vorerst aufrecht
erhält .

Der Ausbau der GottrSauer Kaserne — Friedrichsbau —
zu Notwohnungen, welcher sich bisher nur auf den Mittelbau
und den Südflügel beschränkte , wird nunmehr auf den Nord¬
flügel ausgedehnt.

Für den AuSdan der Trlrgraphenkasernr , Mannschaftsge¬bäude I , zu Notwohnungen werden 212 000 M . bewilligt.
Außerdem wird der Ausbau des Fahrzeug - und Kammer -
gebüudes und eines Stallgebäudes in Aussicht genommen . End¬
gültige Entschließung hierüber erfolgt demnächst nach Vor¬
lage genauer Pläne und Kostenberechnungen.

Das Brrtragsmustrr betr. Zuschüsse zum private » Woh¬
nungsbau wird endgültig genehmigt, nachdem einzelne Be¬
stimmungen noch so ergänzt und abgeändert worden find, daßes, außer auf Einfamilienhäuser , auch aus mehrstöckige Ge¬
bäude Anwendung finden kan . Interessenten wird empfohlen,Umdrucke dieses VertragSmusterS. gegen eine Gebühr von 5 M.
auf der Stadtkanzlei , Abt. VIII , Zimmer Nr . 80, abzuholen .

Förderung der Schwemmanschlüffe . Um die Durchführungder Anschlüsse au die Schwemmkanalisation zu fördern , solleildie Bedingungen für die Gewährung von Darlehen zwecks
Einrichtung von Echwemmkanalisation, Wasserleitung oder
Gasleitung , vorbehaltlich der Zustimmung durch den Bürger¬
auschuh in finanzieller Hinsicht derart günstiger gestaltet wer¬
den , daß die Grundstocksmittel für die Darlehensgewährung
auf 380 000 M. und die für das einzelne Grundstück zu ge¬währenden Darlehen von bisher 9000 M . auf 6000 M . bczw.für den einzelnen Schuldner von 10000 M . und 18 000 M.
erhöht werden. Ferner soll die Frst für die Rückzahlung der
Darlehen allgemein auf 10 Jahre erstreckt und nur der vonder Stadt für die Anlehensmittel tatsächlich aufzuwendendeZin » berechnet werden.

Vo« Arthur Kustrrer , dem Karlsruher Komponisten, wirdder neue Konzerlmeister des hiesigen LandeStheaters , Ottomar
Voigt, in Berlin eine Biolinsonale zum erstenmale aufführen .* Sonnenfiuftrrais . Die ringförmige Sonnenfinsterniskonnte am Freitag sehr gut beobachtet werden. Bald nach halb9 Uhr sah die Sonne aus wie der Mond im erste» Viertel .Kur » nach II UHr war die Finsternis beendet.

Freie Aussprscbe.
t « ch1» Si»ett« D- riezu»» » m» «»rch» >gn> « a alle » »« atz UM« eisi ewe irex WUiprach « »» «r» I»Iich«n. « U»»verft<in»Uch Uw«gl gch UM Wchtzipr- ch« »er politisch» «rnmt»» v,img »er RedeckN« ,.)

Wngesetzmühiges Vorgeben
gegen die Mieter .

Aus Lffenburg wird uns geschrieben:
«Um die Monatswen - e ging hiesigen Mietern folgend«!Formular zu :

„VerpflichtungSfchein ."Der (Die) Unterzeichneten ) verpflichtet(n) sich hiermitden neuen Mietvertrag und die neue Mietzinsberechnun «mtt Wirkung vom ersten . . . . 1921 an rechtsverbindlich«MKuerkennen.
Der Vertrag selbst wird also später präsentiert . Unter al¬len möglichen Manipulationen wird die Unterschrift zum Teilmit ein 1—Lstündiger Fristgewährung begehrt. Das Urte »

überlassen wir der Öffentlichkeit und verlieren auch kein Wort
zur Begründung der vor dem Gesetz völlig wirkungslosen Fol «gen durch die zum Teil erlangten Unterschriften für die Zu¬kunft .

In unserer Abwehrstellung haben wir unter anderem di«RechtSgültigkeit der vom Mieteinigungsamt zur Kündigung er¬lassenen Anordnung angezweifelt. Gegen die Zulässigkeit sol-
cher einstweiligen Anordnungen sprechen folgende Erwä >
gungen :

» Es ist anerkanntes Recht , daß eine Kündigung nur unbe¬
dingt ausgesprochen werden kann. Die Zulassung eurer Kün¬
digung im Wege der vom Mieteinigungsamt geübten einstwei¬ligen Anordnungen käme einer Kündigung gleich, bedingt durchdie endgültige Zulassung seitens des Mieteinigungsamts involler Besetzung. Es wäre dies also ein Verstoß gegen da>Gesetz insofern , als das Bürgerliche Gesetzbuch eine bedingteKündigung nach unbestrittener Rechtslehre nicht zuläßt .Ich halte aber die einstweilige Anordnung zur Wahrungder Kündigungsfrist aus folgendem Grund für im Gesetz nichtbegründet . Einstweilige Aiwrdnungen haben den Charakteretwa wie die einstweilige Verfügungen in der Reichszivilpro-
zehordnung . Voraussetzungen für dieselben ist das Bedürf -nis nach einer besonderen Beschleunigung zur Wahrung der
Mieterrechte , wobei dieses Bedürfnis durch Verschulden deSMieters veranlaßt sein mutz. In allen oder wenigstens in den
Meisten der mir bekannt gewordenen Fälle, in denen auf Ver¬
anlassung der Vermieter ein« einstweilige Verfügung des Miet -
einigungsamts oder dessen Vorsitzenden erwirkt worden ist,waren die Vermieter selbst daran schuld, daß die Entscheidungüber die Zulässigkeit der Kündigung nicht rechtzeitig seitensdes Mieteinigungsamts in voller Besetzung erfolgen konnte.Wer zum Zwecke der Mietzinssteigerung die Zustimmung zurKündigung erreichen will, soll so rechtzeitig seinen'Antrag fiel-len, daß vor Beginn des KündiguagSvierteljahrS bezw. -Mo -natS «sw . eine Entscheidung über die Zulässigkeit der Kündi -
gung möglich ist. Nur in solchen Fällen , wo ohne Verschuldendes Vermieters durch unvorhergesehene Umstände, die im
Verfahren selbst (wider Erwarten notwendige umfangreich«!
Beweiserhebungen auswärts usw .) ihren Grund haben, die
Entscheidung unliebsam verzögert wird, würde ich eine einst-weilige Anordnung der genannten Art ganz ausnahmsweisezulasten . Es schadet dem Vermieter durchaus nicht und wärefür ihn wirtschaftlich sicher nicht ruinös , wenn er den erhöh¬ten Mietzins erst eine Mnetzinsperivde später bekommt."Das zum Schutze der Mieter sein Dasein verdankende Miet¬einigungsamt ist hierin erste und letzte Instanz . Die Mieter¬schaft wäre für eine Stellungnahme aus den Kreisen der Ju¬risten dankbar .

Oberjustizsekretär Jörger ,Vorsitzender des Mietervereins '

Rasel —Konstanz .
Aus Lörrach geht uns der folgende Artikel mtt der Bitte umAbdruck zu :
Wahrend in deutschen Landen wenigstens die Eisenbahnen!wieder das Bild des Friedens zeigen, im allgemeinen pünktlichein- und auslaufen und als Zeichen wiedererwachender Kräf¬tigung betrachtet werden, liegt die Eisenbahnlinie Basel—Kon-stanz noch in dem Dornröschenschlaf der Kriegszeit. Wer sicheinmal der Qual unterzogen hat, durch all die Zoll- und Paß .Schwierigkeiten dieser Linie sich hindurchzuwinden, der wird

sich «in zweites Mal reiflich überlegen, ehe er wieder dies«Linie fährt . Und doch ist es eine der schönsten unserer süd¬deutschen Bahnen . Von Basel den Rhein entlang , an den mach,ttgen Kraftwerken mit ihren Stauseen vorüber, an dem hoch»
gelegenen Laufenburg vorbei und schließlich am SchaffhausenerRheinfall — eine Fülle von herrlichen Landschaftsbildern. Undwie von Basel aus bis zum Rheinfall gewissermaßen die Ein¬drücke sich aufsteigend bewegen , so klingen sie leise wieder adam Hohentwiel vorbei in die milde Freundlichkeit des Boden¬
sees.

All - qs wird den Reisenden vergällt durch die Zoll- und
- Paßstationen , die jeweils mtt und mehrstündigem Auf¬enthalt viermal die Fahrt unterbrechen. Es ist kein angeneh¬mes Gefühl , jedesmal auf Herz und Nieren geprüft zu wer¬den und ohne Verärgerungen geht es für Keinen ab . Sollte«S denn wirklich nicht möglich sein, die auch verkehrspolitisch soüberaus wichtige Linie von Basel bis Konstanz wieder ftie -

densmäßisi Au betreiben ? Man sollte meinen, daß das nichtallzu schwierig sei und folgender Vorschlag mag geprüft unddabei benützt werden.
Die Bahnen laufen von Basel aus bis an die deutsche End¬

station vor Schaffhausener Gebiet fahrplanmäßig . Dort stei¬
gen diejenigen , dre in die Schweiz wollen, aus und benützeneinen Triebwagen , der das Schaffhausener Gebiet vom einenbis zum andern Ende Pendelweise durchfährt. Der Zug selbstaber fährt ohne Aufenthalt mit Menschen , Tieren und Gepäck -
durch das schweizer Gebiet durch, und hält erst wieder aufdeutschem Boden. Von dort ab fährt er dann wieder fahr¬
planmäßig normal weiter. So wäre Allen geholfen und di«
Verbindung von Basel an den Bodensee endlich wieder ein«normale .

Hoffentlich gelingt es den deutschen und schweizer Behör¬den auf diese oder eine andere Art und Weise endlich denVielen Klagen über den gegenwärtigen Zustand ein Ende zumachen.

Ltaatsanzeiger.
Das badische Staatsministerium hat unterm 33. März d. I .dem Versicherungsbeamten Otto Meinzrr au» Karlsruhe »nd

dem Hauptlehrer Hermann Wissrrt auc Kirchzarten die sil¬berne Rettungsmedaille verliehen.
Das Staatsministerium hat unterm 81. März d. I . beschloß«

sen. den Lehramtspraktikanten Franz Nruberth a» Lehr« ,
seminar in Ettlingen zum Professor an der Realschule t» Ivoet,
len zu ernennen .
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SmMcve Veksnntmacknng .
Di « politisch « Lag « b«tr .

DaS mit Erlaß deS Ministeriums deS Innern vom
29 . März 1921 erlaffene Verbot von Versammlungen
unter freiem Himmel , von Straßenumzügen und An »
sammlungen wurde vom Miniiierium des Innern mit
Erlaß vom b. April Ii «2l Nr 29204 aufgehoben .

Karlsruhe , de« 8. Aprit 1921 . W .668
va ». Bezirksamt — Polizeidirektio«. O .-Z.60

Dem Viehhändler Ludwig Bloch. Tullastr . 80, dem
Viehhändler Nathan David , Karlstr . 98 » dem Vieh
Händler Theodor Dimer . Wielandstr. 2 , dem Vieh-
Händler Emil Dichter. Kaiserstr. 218 , dem Viehhändler
Karl Hochstetter in (Araber, . dem Viehhändler Sig ,
mund Krieger in Graben , der Bad . Landwirtschafts¬
kammer hier, dem Metzgermeister Heinrich Müller ,
Humboldstr. 24. den Viehhändlern Jakob und Rafael
Mayer . Rheinstr . 4, dem Metzger Hermann Müll r.
Zirkel 9. dem Viehhändler Benjamin Roll , Gerwig
str. 5 . dem Mehgermeister Karl Scheeder. Rheinstr- 57.
dem Metzger Heinrich Schneider, Körnerstr . 57. dem
Handelsmann Hermann Vollmer, Rheinstr . 75, dem
HandeiSmann Leon Weil, Geranien str. 4. dem Vieh»
Händler Moritz Weil, Kaiscrallee 68, dem Handels
mann Sigmund Weih Kaiseralle 101 wurden gemäß
8 3 , 4 der Bundesratsverordnung über Maßnah inen
zur Sicherung der Fleischversorgung in der Übergangs
zeit nach Aufhebung der Zivangswirtschaft vom IS.
September 1920 in Verbindung mit Z 2 der Verord¬
nung deS Ministerium » des Innern vom 27. Sep¬
tember 1920 die Regelung deS Handels mit Vieh und
Fleisch betr. in widerruflicher Bkise die Erlaubnis er-
teilt im Amtsbezirk Karlsruhe Rindvieh einschließlich

. Kälber, Schweine, Schafe zum gewerbsmäßigen Weiter¬
verkauf aufzukaufen W^ SS

KarlSrul ^ , den 1 . April 1921 .
v «d. Bezirksamt . — Pslize direktio«. O .Z 54

ZmSMWsiliiz derMMIvse .
Soeben erscheint :

Wz » M - I «

!>« WM « hll
Bearbeitet von ^ _

Or. Fischer, Sinzheim.
Zweite Auflage.

Hrrauigegebrn vom

M . LlnidesverbM
M BekWpsllng der Iiibttkulose

lthem . LandeStuberkulose- Ausschuß Bad . Frauenverein
Abteilung V .)
Preis 80 Pfg .

Bet größeren Bezügen von Schule» und Vereinen er»
mäßigt « Preis : 50 Stück je 75 Pig -, 100 Stück je
70 Pfg .. 250 je 65 Pfg .. 500 je 60 Pfg ., 1000 je 50 Pfg .

Das Bad . Ministerium de » KultuS « nd
Unterrichts erlaßt unterm 2k . Januar 1921 rm
Amtsblatt an die Leiter und Lehrer sämrlicher unter¬
stellten Schulen folgende Bekarrnrmachung:

.Hin Hinblick darauf , baß die Tuberkulose i»
« eiten Kreise« unseres Volke » immer mehr um sich
greift , weise « wir erneut aus die Rottvendigkeit einer
oufklSreudeu Unterweisung u -srrer Schuljugend i«
Rahme « »e» lehrplaumäßigrn Unterrichts über dir Ver¬
hütung der genannte« Krankheit und i« Zusammen¬
hang damit über eine zweckmäßige Lebensweise hin.

AlS ei« wertvolles Hilfsmiti l im Dienst dieser auf-
klärendrn Gesnndheitslehre hat sich der vom Tndrr -
knlose -AnSichuh deS Badische» FranrnvkrriuS Adtei-
Inng V, herauSgegebene, von Or. F -scher- Siiizhri « ver¬
faßt » .Knrze Katechismus der GcsuudheUslehrr" er¬
wiese ».« _

DaS Merkchen will in klarer, übersichtlicherund leicht-
verständiicher Form von Frage und Antwort zuerst beim
Unterricht in der Volksschule « IS Grundlage dienen,
aber es will auch weitere Volksschichten mir der
Lehre der Gesundheitspflege bekannt machen, besonder-
die Eltern , di« häufig die Schulbücher der Kind«
als Lektüre benutzen

Rur zu beziehen von :
G. Braunscste Sofbuchdrnckeret

und Verla ? in Karlsrnhe
Karlfriedrichstraß « 14

AllsWug n » SWWllhmdWkii .
Bei der am IS. März d». I ». staltgehabten Aus¬

losung der aus 1 . November dS. Js . zum Hei inzahlung
gelangenden Schuldverschreibungen des Anlehen- der
Stadt Durlach vom Jahre 1906 wurden gezogen;

l. it . rV . IS zu 5000 Mk .
l .it . 8 . 56. 121. 155, 292. 355 zu je 2000 ML
lät . c . 139. 146, 187, 200. 370, 479 , 533, 534, SW

zu je 1000 Mk.
llt . y . 18. 116, 161, 242. 237, 512, 541, 600 - u je

500 Mk.
I -lt . 8 . 8. 59 zu je 200 Mk.
Die Inhaber der Schuldverschreibungen werden

hiervon mit dem Anfügen in Kenntnis gesetzt, daß
mit dem 81 . Oktober d». IS . die Verzinsung der ge¬
zogenen Stücke aufhört . Deren Einlösung kann bei
der Stadtkaffe Durlach , bei der preußischen Central -
genosscnschastSkaff « in Berlin und beim Bankhau »
Delbrück, Schickler u. La . in Berlin erfolgen. K. 111

Von den früher zur Heimzahlung auSgelosten
Schuldverschreibungen wurden R» heute nach nicht
eingelöst:

Lit . v . 816, 57». Ort. L. 84.
Dnrlach ^ de« G. April 1921.
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M- «d Mails
von Möbel , wie Bette «,
Schränke , Waschkommo¬
den , Diwan ». Federbet¬
te » « nd Weistzeug « te .
B . Schirrmann,

Markgrafenstratze 43 .
Postkarle genügt .

Fräulein
perfekt in Stenographie
und Maschinenschreiben
luibi aus 1. Mai pajseu»»
Stelle .

Angebote an die KarlS-
ruher Zeitung unt . L .112.
Srirgtt.ichk «echtsislegk.
^ Streitige (Serichtsvarkcn .
WS722 I KwrlSruhe. Die

ininderjährige Ilse Anna
Wünsch»»»»« in Rabenau ,
vertreten durch de» Be»
rnfavormund , Bürgermei¬
ster Meier in Rabenau ,
klagt gegen den russischen
StaatSangehürigenl Stu¬
denten Juliu » ZirinSky,
znkdtzt wohnhaft in Karls¬
ruhe . Rheinstr . 1411, jetzt
unbekannten Aufenthal¬
tes , auf Grund außerehe¬
licher Vaterschaft mit dem
Anträge auf Verurteilung
zur Zahlung einer von
oer Geburt der Klägerin
<22. Oktober 1920 ) bis
zum vollendeten 16. Le -
benSjahre im voraus zu

.dichtende » monatlichen
Ünterhaltsrente von 80
Mark . Zur mündliche»

Verhandlung de» Rechts¬
streits wird der Beklagte
vor da» badische Amtsge¬
richt Karlsruhe auf Mitt¬
woch, den 22. Juni 1921«
vormittags 10 Uhr, gela¬
den. Karlsruhe , 5. April
1921 . Gerichtsschreiber
Bad . Amtsgericht» 3.

W.651
dem

Konstanz. In
Konkursverfahren

über das Vermögen der
Firma Gebrüder Santer
in Wollmatingen wurde
infolge eines von demGe -
meinschuldner gemachten
Vorschlags zu einem

Zwangsvergleich Ver -
gleichStermiu bestimmt
aus
Mittwoch, 4. Mai 1S2L,

vormittags 10 vhr ,
vor dem Amtsgericht in
Konstanz, 2. Stock, Zim¬
mer 42.

Der Vergleichsvorschlag
und die Erklärung des
Gläubigerausschusses lie¬
gen auf der Gerichtsschrei-
berei des KonkurSgerichtS
zur Einsicht der Beteilig¬
ten auf .

Konstanz, 6 . April 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts 2.
Aufgebot.

WL71 .2. 1. Baden. Frau
Fritz Graefs Witwe Jenny
geb. Wals in Frank¬
furt a . M ., im Trutz 33,
hat da» Aufgebot des ab¬
handen gekommenen Hy¬
pothekenbriefs vvm 26.

Januar 1906 über die i»
Grundbuch Baden M>. 41
Heft 410 in Abt. III un -
ter Nr . 2 auf das Grund¬
stück auf Gemarkung Ba¬
den Lgb.-Nr . S16 zugun¬
sten Oes Johann Mayer «
Hofer» Braumeisters in
Sinzheim , eingetragene
Hypothek von 3000 M.
nebst Zinsen beantragt .
Der Inhaber der Urkunde
wird aufgefordert , späte- '
stenS in dem auf Mttt »
woch, 13. Juli 1921, vor¬
mittags 10 Uhr, vor dem
hiesigen Amtsgericht —
Zimmer 19 — anberaum¬
ten Aufgebotstermin sein«
Rechte anzumelden und
die Urkunde vorzulegen »
widrigenfalls die Kraft¬
loserklärung der Urkunde
erfolgen wird.

Baden , 7. April 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

Bad . Amtsgerichts .

WHGellWimg
Bad. Forstamt Schwet¬

zingen versteigert am
Freitag , de » 15. April
1921, vormittag - 9 Uhr,
im Kronprinzen in Of-
tersbeim aus Domänen¬
wald Hardt , verschiedene»
Abteilungen : Forlenab¬
schnitte ( meistens sog.
Überhälter ) Stück : 55 ln,
64 Id , 76 Iln , 143 Ild U.
28 III . Kl. WchöS

Nähere » durch die Forst¬
warte Leopold HaaS und
Auer in Hockenheim , Het¬
zet in Oftersheim , Nock
in Schwetzingen.

Fortsetzung der öffentli¬
chen Versteigerung gegen
Barzahlung : Fundsache«
und unaabringliche Güter
vom 4 . Vierteljahr 1920
am Mittwoch» de« 13.
Avril 1. I ., vormittag » 8
Uhr» beginnend , im Ver¬
steigerungsraum Karls¬
ruhe , Hauptbahnhof (Ein¬
gang Maxaubahnhof ) .
Karlsruhe , 29. März 1921.
MaterialMnt der Elfen »
bahn-Generaldire ktio «.
Mit sofortiger Wirkung

dürfen Expreßgüter von
deutschen .Stationen nach
Basel Bad . Bf . und um¬
gekehrt, soweit die Bestim¬
mungen über Ein - und
Ausfuhr nicht entgegen ,
stehen, wieder angenom¬
men werden. W .890

Karlsruhe , 7 . April 1921.
Eisenbahn -
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